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Diese Forderungen haben wir in unserer 
aktualisierten Broschüre aufgestellt (14 
Seiten), die Sie bei uns kostenlos abrufen 
können.                                              (So)

	 Broschüre

Kurzarbeit
Ab 01.01.2012 wurden die gesetzli-
chen Regelungen zur Kurzarbeit we-
sentlich verändert. Insbesondere wur-
de die Bezugsdauer auf nur noch sechs 
Monate abgesenkt. Wir haben hierzu 
eine ausführliche Broschüre erstellt, 
die die wesentlichen Grundzüge der ar-
beitsrechtlichen und sozialrechtlichen 
Voraussetzungen für die Kurzarbeit dar-                
stellt.                                                          (So)

	 Broschüre
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Kurz notiertHerbstgutachten der Forschungsinstitute
EEG-Umlage – Subvention für 
energieintensive Betriebe?

Jürgen Trittin und andere verstehen 
es gut, falsche Bilder zu zeichnen. Die 
energieintensiven Unternehmen werden 
teilweise von der EEG-Umlage ausgenom-
men. In der Sichtweise von Herrn Trittin 
werden sie deshalb „subventioniert“ und 
die „Subvention“ sorgt dafür, dass der 
Normalbürger und das normale Unter-
nehmen zu viel zahlen müssten. Ein ziem-
lich schiefes Bild: Wer niedrigere Steuern 
zahlen muss als andere, erhält eine Sub-
vention? Seine Belastung ist niedriger, 
aber er hat ganz sicher nicht mehr im 
Geldbeutel als vor der „Subvention“. 
Also: Hüten wir uns vor falschen Bildern.                                                                                                                                         
                                                                    (So)

Arbeit statt Armut

Mit einigen Märchen sollte aufgeräumt 
werden:
Mindestlöhne schützen vor Armut nicht. 
Sie vernichten einfache Arbeitsplätze 
und grenzen dadurch Geringqualifizierte 
und Langzeitarbeitlose regelrecht vom 
Arbeitsmarkt aus.
Mehr als 80 Prozent derjenigen, die ne-
ben ihrem Lohn noch staatliche Unter-
stützung erhalten wegen niedriger Stun-
denlöhne brauchen die Aufstockung, 
weil sie familiärbedingt einen erhöhten 
Grundbedarf haben. Ein in Berlin leben-
der verheirateter Alleinverdiener mit 
Kindern muss beispielsweise mehr als 14 
EUR pro Stunde verdienen, um den An-
spruch auf ergänzendes Arbeitslosengeld 
II vollständig zu verlieren.

Haupthindernis für den Einstieg in die 
Beschäftigung und damit auch ein Ar-
mutsrisikofaktor ist ein geringer Bil-
dungsstand. Und die Hauptursache für 
Armut in Deutschland ist Arbeitslosig-
keit.                                                          (So) 

	 Positionspapier BDA

Die Forschungsinstitute haben ihre Wachs-
tumsprognosen gesenkt. Für  Deutschland 
wird 2012 nur noch ein Wachstum von 
0,8 Prozent erwartet, für 2013  1 Pro-
zent; denn die Eurokrise belastet auch 

die Konjunktur in Deutschland. Die deut-
lich verschlechterte Stimmung schlägt 
sich besonders bei den Unternehmensin-
vestitionen nieder.            (So)

Eckpunkte der Prognose
Veränderung gegenüber dem Vorjahr		
BIP (real) in %					   
Privater Konsum in %				     
Ausrüstungsinvestitionen in %			 
Bauinvestitionen in %				  
Exporte in %					      
Importe in %					   
Leistungsbilanzsaldo in % des BIP		
Erwerbstätige im Inland in Mio.			 
Sozialvers.-pflichtig Beschäftigte in Mio.		
Selbständige in Mio.				  
Minijobs in Mio.					      
Arbeitslose in Mio.				     
Arbeitslosenquote in %				  
Lohnstückkosten in %				  
Produktivität je Erwerbstätigenstunde in %	
Tarifverdienst je Stunde in %			 
Verbraucherpreise in %				      
Finanzierungssaldo Staat in % des BIP

2011
3,0
1,7
7,0
5,8
7,8
7,4
5,7
41,2
28,5
4,5
4,9
2,98
7,1
1,2
1,6
1,5
2,3
-0,8

2013
1,0
1,1
0,2
2,8
3,8
4,6
6,1
41,8
29,2
4,6
4,8
2,90
6,8
1,8
0,8
2,8
2,1
0,0

2012
0,8
1,0
-2,7
-0,2
3,7
2,8
6,3
41,6
28,9
4,6
4,8
2,89
6,8
2,8
-0,2
2,7
2,0
0,1

ifo Geschäftsklima trübt sich weiter ein
Der ifo Geschäftsklimaindex für die ge-
werbliche Wirtschaft Deutschlands ist im 
Oktober zum sechsten Mal in Folge ge-
sunken. Die Unzufriedenheit der Firmen 
mit ihrer aktuellen Lage hat erneut zu-

genommen. Dagegen sind die Geschäfts-
erwartungen unverändert auf niedrigem 
Niveau geblieben. Die Wolken am deut-
schen Konjunkturhimmel verdunkeln sich.                                                                                                                                            
                                                           (Dü)
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Kurz notiert
Agenda 2010 – was ist geblie-
ben?

Gemeinhin wird gerne bei allseitigem 
Kopfnicken formuliert „die Agenda 2010 
von Schröder“ war mitentscheidend für 
die Erholung auf dem Arbeitsmarkt. 
Doch was ist wirklich geblieben von der 
Agenda 2010? Was ist gelungen, was ge-
scheitert? Hierüber berichtet eine Unter-
lage des IW.                                         (So)

	 Agenda 2010
Info des IW Köln

Sachbezugswerte 2013
- Verordnungsentwurf

•	 Frühstück, 48 EUR
•	 Mittagessen, 88 EUR
•	 Abendessen, 88 EUR

Tagessatz danach 1,60 EUR,
Tagessatz danach 2,93 EUR und
Tagessatz danach 2,93 EUR.

(2012: 47 EUR),
(2012: 86 EUR),
(2012: 86 EUR),

Der Wert der als Sachbezug zur Verfügung 
gestellten Verpflegung wird 2013 voraus-
sichtlich auf monatlich 224 EUR (2012: 
219 EUR) festgesetzt, gemäß Verord-
nungsentwurf des BMAS für eine „Fünfte 

Verordnung zur Änderung der Sozialversi-
cherungsentgeltverordnung“. Dieser Wert 
setzt sich in § 2 Abs. 1 Satz 2 der Sozial-
versicherungsentgeltverordnung (SvEV) 
zusammen aus:

Der Wert einer als Sachbezug zur Verfü-
gung gestellten Unterkunft wird auf mo-
natlich 216 EUR (2012: 212 EUR) festge-
setzt (§ 2 Abs. 3 Satz 1 SvEV).
Weiterhin gilt jedoch die Regelung, dass 
der Wert der Unterkunft mit dem orts-
üblichen Mietpreis bewertet werden 
kann, wenn der Tabellenwert nach Lage 
des Einzelfalls unbillig wäre (§ 2 Abs. 3     
Satz 3 SvEV).
Für eine als Sachbezug zur Verfügung 
gestellte Wohnung ist als Wert der orts-

übliche Mietpreis unter Berücksichtigung 
der sich aus der Lage der Wohnung zum 
Betrieb ergebenden Beeinträchtigungen 
anzusetzen. Ist im Einzelfall die Fest-
stellung des ortsüblichen Mietpreises 
mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten 
verbunden, kann die Wohnung mit 3,80 
EUR (2012: 3,70 EUR) je Quadratmeter 
monatlich, bei einfacher Ausstattung mit 
3,10 EUR (2012: 3,00 EUR) je Quadrat-
meter monatlich bewertet werden (§ 2 
Abs. 4 SvEV).                                      (Ne)

Gesetzliche Krankenversicherung
Der GKV-Schätzerkreis hat eine Prognose 
zur Finanzentwicklung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung für die Jahre 
2012 und 2013 abgegeben. Die zentralen 
Aussagen:
•	 Der durchschnittliche Zusatzbeitrag 

je GKV-Mitglied wird voraussichtlich 
auch in 2013 Null betragen. Das ist 
immer dann der Fall, wenn die Aus-
gaben der Krankenkassen von den 
Zuweisungen aus dem Gesundheits-
fond zumindest gedeckt sind. Damit 
findet – wie bereits 2011 und 2012 
– auch im nächsten Jahr kein Sozial-
ausgleich statt, der über die Betriebe 

abgewickelt werden müsste.
•	 Die Finanzentwicklung 2013 ist mit 

erheblichen gesamtwirtschaftlichen 
Risiken behaftet.

•	 Die Rücklagen des Gesundheitsfonds 
erhöhen sich bis Ende 2012 auf rund 
3,2 Mrd. Euro.                                             (AS)

Quelle: Rundschreiben
unternehmer nrw vom 24.10.2012

	 - Pressemitteilung des GKV-
Schätzerkreises

	 - Zahlentableau des GKV-
Schätzerkreises
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